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I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Bau- und Werkausschuss 16.01.2013 öffentlich - 

Kenntnisnahme 
 

 
 

Kreuzungsfreier Ausbau des Frankenschnellweges in Nürnberg - ergänzende Auslegung 
mit Lärmberechnung für Fürth 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Vortrag des Referenten diente zur Kenntnis. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, nach Vorliegen der ergänzenden Planfeststellungsunterlagen 
diese zu analysieren und dem Bau- und Werkausschuss ggf. Stellungnahmen und 
Einwendungen in dem Verfahren vorzuschlagen. 
Die Fürther Bürgerinnen und Bürger sollen umfassend auf die Auslegung der ergänzenden 
Unterlagen Verfahren und die Möglichkeit, ggf. Einwendungen zu erheben, hingewiesen werden.. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Stadt Nürnberg beabsichtigt den kreuzungsfreien Ausbau des Frankenschnellwegs im 
Stadtgebiet Nürnberg. In dem seit 2010 laufenden Planfeststellungsverfahren legt die Stadt 
Nürnberg in Ergänzung der eingereichten Planfeststellungsunterlagen Lärmberechnungen für 
die Fürther Stadtteile Poppenreuth, Ronhof, Kronach, Steinach und Herboldshof vor, aus denen 
sich ergibt, ob es in Folge des Ausbaus der Kreisstraße N 4 in Nürnberg auf der BAB A 73 
zwischen der Stadtgrenze Nürnberg/Erlangen und dem Anschluss an die BAB A 3 zu einer 
zusätzlichen Immissionsbelastung angrenzender Bebauung kommt. 
 
Hierzu erfolgt eine Auslegung der ergänzenden Planunterlagen vom 18.01.2013 bis 
18.02.2013 bei der Stadt Fürth, Stadtplanungsamt, Abt. Verkehrsplanung, Zimmer 302 
(Technisches Rathaus, Hirschenstraße 2, Ebene 3.1) während der Dienststunden Montag bis 
Donnerstag von 8:30 Uhr bis 15:30 Uhr und Freitag von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr zur allgemeinen 
Einsicht. 
 
Jeder, dessen Belange durch die ergänzenden Unterlagen berührt werden, kann bis spätestens 
zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 04.03.2013, bei der Stadt Fürth, 
Stadtplanungsamt, Hirschenstraße 2, 90762 Fürth, oder bei der Regierung von Mittelfranken, 
Promenade 27, 91522 Ansbach, Einwendungen gegen die ergänzenden Unterlagen 
schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den geltend gemachten 
Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. Nach Ablauf dieser Frist sind 
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Einwendungen gegen den Plan ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen (Art. 73 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG). 
 
Die ergänzenden Unterlagen liegen der Fürther Stadtverwaltung derzeit (Stand 08.01.2013) 
noch nicht vor. 
 
Weitere Informationen zum Gesamtprojekt sind auf den Internetseiten der Stadt Nürnberg unter 
http://www.nuernberg.de/internet/soer/fsw_startseite.html zu finden. 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die Fürther Bürgerinnen und Bürger zusätzlich zu der 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Fürth auch im redaktionellen Teil sowie in der 
Lokalpresse auf das Verfahren und die Möglichkeit, ggf. Einwendungen zu erheben, 
hinzuweisen. 
 
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 X nein  ja Gesamtkosten       € X nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 X nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Stadtplanungsamt 
 
 
Fürth, 08.01.2013 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Stadtplanungsamt 
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I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Bau- und Werkausschuss 16.01.2013 öffentlich - 

Beschluss 
 

 
 

Ausbau der Rosenstraße zwischen Theaterstraße und Hirschenstraße – Freigabe zur 
Bürgerinformation 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
Lageplan, Variante 2b, Zusammenfassung der Instruktion und -Ergebnisse 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Vortrag des Baureferenten diente zur Kenntnis. 
 
Der Bauausschuss beauftragt die Verwaltung, auf Grundlage des Planes Rosenstraße zwischen 
Theaterstraße und Hirschenstraße SpA Nr. 0754 Variante 2b vom 20.12.2012 eine 
Bürgerinformation durchzuführen.  
 

 
Sachverhalt: 
 
Sachverhalt 
In der Rosenstraße zwischen Theaterstraße und Hirschenstraße hat sich der bauliche Zustand 
in den letzten Jahren stark verschlechtert. Da hier auch die Buslinie 172 (10 min-Takt in der 
Hauptverkehrszeit) verkehrt, soll die Rosenstraße vorrangig erneuert werden.  

Entsprechend der Verkehrsbelastung und der Netzfunktion ist die Rosenstraße als 
Haupterschließungsstraße gemäß Straßenausbaubeitragssatzung abzurechnen. Es ist 
beabsichtigt, für die Rosenstraße Zuwendungen aus den Mitteln Soziale Stadt zu beantragen. 

Grundsätzliches:   
Ebenso wie für die anderen westlichen Innenstadtstraßen gilt auch hier, dass die 
Nutzungsansprüche an den Straßenraum sehr viel höher sind als Platz vorhanden ist.   

Die Rosenstraße ist in diesem Abschnitt Einbahnstraße in Richtung Westen. Nach den 
einschlägigen Anforderungen würde eine Fahrbahnbreite von 3,50 m genügen. Die Gehwege 
sollten mind. 2,50 m breit sein, im Bereich der Bushaltestelle und vor der Grundschule sollten 
Aufweitungen vorgenommen werden. Im Altstadtbereich mit ihrem historischen  
Gebäudebestand aus der Gründerzeit fehlen Parkplätze auf Privatgrund (Tiefgaragen, 
Garagenhäuser u. ä. sind kaum vorhanden). Entsprechend hoch ist deshalb der 
Parkplatzbedarf im öffentlichen Straßenraum. Für den Radverkehr sollte ebenfalls Platz 
geschaffen werden, um eine attraktive Verbindung  von der Uferpromenade zur Hirschenstraße 
zu ermöglichen.  
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Die Feuerwehr benötigt für das Aufstellen der Drehleiter eine Fahrbahnbreite von 5,50 m. 
Gewünscht wird außerdem eine Begrünung mit Bäumen. Nicht sichtbar befinden sich unter der 
Straßenoberfläche alle notwendigen Ver- und Entsorgungsleitungen, die mögliche 
Baumpflanzungen erschweren. Da die Straßenbreite zwischen den Gebäuden nur ca. 13,00 m 
beträgt, können nicht alle Belange optimal berücksichtigt werden. Es gilt daher vertretbare 
Kompromisslösungen zu finden, die eine funktionierende und gut gestaltete Innenstadtstraße   
ermöglichen.   

Eine Lösung, die der von der Feuerwehr geforderten Zufahrtsbreite zur Sicherstellung der 
Rettungswege entspricht, ermöglicht nur einseitiges Parken. Da hierbei viele Parkplätze 
entfallen würden, wurde diese Lösung von den meisten Dienststellen nicht ernsthaft in 
Erwägung gezogen.  

Von Stadtplanungsamt wurden zwei Varianten ausgearbeitet und noch weitere Varianten in der 
Instruktion verbal beschrieben (siehe Anlage). Auf Grund der Instruktionsergebnisse und 
mehreren Gesprächen wurde die Variante 2 noch einmal überarbeitet.  

 

Gewählte Lösung:  
Als Querschnitt wird eine Lösung mit „nur“ 5,00 m Fahrbahnbreite gewählt, beidseitigem 
Parkstreifen mit 2,00 m und beidseitigen Gehwegen mit 2,00 m Breite. Auf Grund der 
vorhandenen Versorgungsleitungen sind Baumpflanzungen fast ausschließlich nur im 
Parkstreifen auf der Südseite möglich. Der Gegenverkehr wird nur für den Radverkehr 
freigegeben, hierfür kann ein Schutzstreifen markiert werden. Ein gewisser Ausgleich für die 
eingeengten Räume für die Feuerwehr besteht für den Schwenkbereich der Drehleiter in den 
Einfahrten und auch bei den vorgesehenen Baumscheiben. Die Rosenschule erhält im Rahmen 
der Sanierung einen zweiten Rettungsweg. Die bestehenden Bäume vor der Rosenschule 
entfallen, der Eingangsbereich der Grundschule wird aufgeweitet. Das Quartiersmanagement 
wird die Eigentümer befragen, ob und ggf. wo weitere Hauseingangsbegrünungen gewünscht 
werden 

Die Bushaltestelle, die Kreuzung Rosenstraße – Theaterstraße und der Fußgängerüberweg an 
der Einmündung Rosenstraße – Hirschenstraße werden barrierefrei gestaltet mit taktilen 
Bodenelementen.   

Der Kreuzungsbereich Theaterstraße auf der Nordseite wird in den Ausbau mit einbezogen. 
Damit kann einerseits die Kreuzung insgesamt barrierefrei ausgebaut werden und gleichzeitig 
wird der Einmündungsbereich in die Tempo-20-Zone angemessener gestaltet. Auch der 
Einmündungsbereich der Hirschenstraße wird in den Ausbau einbezogen. Damit kann der 
Radfahrstreifen im Gegenverkehr bis zur Rosenstraße verlängert werden. Um zu Verhindern, 
dass große Fahrzeuge (Busse und Lkws) die Kurve schneiden, wird der Radfahrstreifen in der 
Hirschenstraße und der Schutzstreifen in der Rosenstraße gepflastert. Zusätzlich erfordert die 
Gestaltung der Einmündung mit Fußgängerüberweg und taktilen Bodenelementen viel 
Aufmerksamkeit der Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer. Deshalb wird auf eine 
Radfahrfurt und die Fortsetzung des Radweges vor dem technischen Rathaus verzichtet. Auch 
mit der bisherigen Lösung wird in den meisten Fällen dem Radverkehr Vorrang gewährt.    

Das Baureferat schlägt vor, die Bürgerinformation mit der überarbeiteten Variante 2 
durchzuführen, um weiterhin beidseitig Parkplätze anbieten zu können.  

 
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein X ja Gesamtkosten 680.000€  nein X ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein X ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
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wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Stadtplanungsamt 
 
 
Fürth, 08.01.2013 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Stadtplanungsamt 
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Querschnitt 
Rosenstraße

Nr.9 Nr.8
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Variante 1

2.75 2.752.00 3.50 2.00

~13.00

 
Rosenstraße zwischen Hirschenstraße und Theaterstraße  

Zusammenfassung der Instruktion und Instruktionsergebnisse; 

Zur BWA Vorlage vom 16.01.2013 

Zusammenfassung der Instruktion vom 26.09.2012 

 

Variante 1:  
Bei diesem Querschnitt beträgt die Fahrbahnbreite 3,50 m, in der Gegenrichtung wird ein 
Radfahrstreifen mit 2,00 m angelegt. Damit ist die erforderliche Breite für die Feuerwehr ge-
geben.  

Allerdings ist dann nur noch auf einer Seite Par-
ken möglich. Für die Gehwege verbleiben somit 
für die Innenstadt komfortable 2,75 m Breite, die 
auch den Kriterien für den barrierefreien Ausbau 
entsprechen (≥ 2,50m). 

Im Bereich der Grundschule Rosenstraße beste-
hen Bäume. Um diese erhalten zu können, muss 
die Fahrbahn verschwenkt werden. Gleichzeitig 
kann vor dem Ausgang der Grundschule der 
Gehweg verbreitert werden. Zwischen den ver-
größerten Baumscheiben ist Platz für Fahrrad-
ständer.   

Die Bushaltestelle verbleibt am bisherigen 
Standort. Die Hirschenstraße wird noch bis zum 
Anschluss an den bestehenden Radfahrstreifen 
ausgebaut.  
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Querschnitt 
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Variante 1a (nicht dargestellt):  
Diese Variante entspricht im Wesentlichen der Variante 1, aber statt des Radfahrstreifens in 
der Rosenstraße wird Gegenverkehr zugelassen. 

Variante 2:  
 

Um Platz für eine zweite Parkseite zu schaffen, müssen die Verkehrsräume für die anderen 
Nutzungen eingeschränkt werden:  

Die Gehwege werden nur 2,00 m breit, durch 
vorhandene Einbauten (Verkehrsschilder, Vertei-
lerkästen, Treppenstufen und Pflanzbeete) wird 
die verfügbare Breite weiter eingeschränkt. Die 
Fahrbahn wird auf 3,25 m reduziert und der Platz 
für den Radverkehr in Gegenrichtung auf 1,75 m 
einschl. Sicherheitsabstand zu den parkenden 
Fahrzeugen eingeengt. Damit ergibt sich eine 
Fahrbahnbreite von 5,00 m. Damit entspricht die-
ser Querschnitt nicht den empfohlenen Werten 
der Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen 
(RASt 06) und nicht den Feuerwehrrichtlinien 
(DIN 14090).  

Dafür sind zur Aufwertung des Straßenbildes im 
Parkstreifen auf der Südseite Baumpflanzungen 
möglich. 

Ausgleich für die eingeengten Räume für die 
Feuerwehr besteht für den Schwenkbereich der 
Drehleiter in den Einfahrten und auch bei den 
vorgesehenen Baumscheiben.  

 

Variante 2a:  
Diese Variante entspricht im Wesentlichen der Variante 2, aber statt des Schutzstreifens für 
den Radverkehr wird Gegenverkehr zugelassen. Mit 5,00 m Fahrbahnbreite ist ein Begeg-
nungsverkehr Bus – Pkw bei eingeschränkten Bewegungsspielräumen möglich. In diesem 
Fall ist es sinnvoll, die Rosenstraße in die Tempo 30 Zone aufzunehmen. Ein weiterer Vorteil 
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dieser Lösung ist, dass die Parkbuchten rechts der Fahrtrichtung liegen. Die Wartelinie an 
der Einmündung Hirschenstraße muss die Schleppkurve des Busses berücksichtigen.  

Entwurf Variante 3 und 4 (nicht dargestellt):  
Es besteht auch die Möglichkeit, abweichend von den Richtlinien (RASt 06), für den Park-
streifen nur 1,75 m Breite anzusetzen. Dies entspricht (noch) der Fahrzeugbreite der Mehr-
zahl der Pkws ohne Spiegel und setzt voraus, dass die Fahrzeuge mit der Felge direkt am 
Randstein geparkt werden. Damit verbleibt rechnerisch für die Fahrbahn 5,50 m Breite (ent-
spricht den Richtlinien für die Feuerwehr = Variante 3) oder alternativ 2,25 m für die Gehwe-
ge (= Variante 4).  

Gestaltung:  
Der Ausbau ist entsprechend den anderen bereits ausgebauten Straßen in der westlichen 
Innenstadt geplant, d. h. die Fahrbahn wird asphaltiert, die Parkstreifen mit Granitsteinen 
gepflastert und die Gehwege mit rotem Plattenbelag versehen. Die Baumscheiben werden 
begrünt. Neben den Hauseingängen sollen weitere Pflanzbeete zur Hauseingangsbegrünung 
angelegt werden.  

 
Zusammenfassung der Stellungnahmen: 
 
ADFC Kreisverband Fürth:  
Der Ausbau des Radwegenetzes ist zügig fortzusetzen. Eine logische Fortsetzung des Radfahr-
streifens in der Hirschenstraße ist der in Variante 1 dargestellte Ausbau und ist die zu bevorzu-
gende Variante. Der Verlust der Parkplätze ist bedauerlich, aber hinzunehmen. Sollte dies Vari-
ante nicht durchsetzbar sein, so wird die Variante 2a mit Gegenverkehr der Vorzug gegeben. Die 
Parkplätze bleiben erhalten und liegen rechts der Fahrbahn. Radfahrer bewegen sich deshalb 
nicht überraschend gegen den Verkehrsfluss.   
 
Amt für Abfallwirtschaft:  
Grundsätzlich o. E.. Die Fahrbahnbreite sollte 3,50 m keinesfalls unterschreiten.  
 
Amt für Brand- und Katastrophenschutz:  
Die Feuerwehr fordert eine Zufahrtsbreite von 5,50 m, um den Rettungsweg sicherstellen zu 
können.  
 
Behindertenrat:  
Der Behindertenrat befürwortet wird die Variante 4 mit Gegenverkehr und einer Gehwegbreite 
von 2,25m. Für alle Menschen wird die Einführung einer Tempo-30-Zone für sehr sinnvoll einge-
stuft. 
Weitere Anforderungen: 
Die Kreuzungsbereiche Rosenstraße – Hirschenstraße und Rosenstraße – Theaterstraße sind 
mit getrennten Querungshilfen und Bodenindikatoren entsprechend DIN 32984 auszubilden. Bei 
einer Gehwegbreite von nur 2 m sind die Beschilderungen mit Auslegern und Parkscheinautoma-
ten nur im Bereich der Verlängerung von Parkbuchten bzw. der Baumpflanzung anzubringen, um 
die Lauffläche nicht zusätzlich einzuschränkend. Vor der Rosenschule  und dem Altenheim soll-
ten die Gehwege mind. 3 m breit sein. Die Bushaltestelle ist ebenfalls gemäß DIN 32984 herzu-
stellen. Bei infra vb soll erfragt werden, ob hier das dynamische Fahrgastinformationssystem zum 
Einsatz kommt. Die Pflanzbereiche zur Fassadenbegrünung sind mit erhöhter Umrandung aus-
zubilden analog Mathildenstraße. Des Weiteren sind ausreichend Parkplätze für Menschen mit 
Behinderungen zu schaffen (beiderseits der Einmündung Hirschenstraße, vor und hinter der Zu-
fahrt zum Altenheim, sowie im Bereich vor der Schule). 
 
Gleichstellungsstelle:  
K .g. 
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Grünflächenamt:  
Die geplanten Baumstandorte weisen Flächen unter den empfohlenen 15 m2 auf. Um nachhaltig 
gute Wachstumsbedingungen zu schaffen, sollte die Zahl der geplanten Baumstandorte zuguns-
ten größerer Flächen reduziert werden. Alternativ kann das durchwurzelbare Volumen von mind. 
16m2 durch Erweiterung mittels Wurzelkanälen und Unterbausubstrat erreicht werden. Die Lei-
tungsfreiheit ist sicherzustellen.  
Die Arbeiten im Bereich der bestehenden Bäume müssen in Handschachtung ausgeführt wer-
den, Die beiden Bäume sind durch ortsfeste Schutzzäune zu sichern. Vor Beginn der Arbeiten ist 
das GrfA zu benachrichtigen. Gemäß ergänzender telefonischer Rückfrage beim GrfA müssen 
die beiden bestehenden Bäume nicht unbedingt erhalten werden. 
 
Gebäudewirtschaft  
Die Schule in der Rosenstraße soll voraussichtlich im Laufe des nächsten Schuljahres 
(2013/2014) saniert werden. Durch die geplante Straßenbaumaßnahme wird die Baustelle behin-
dert (Zufahrt, Gerüststellung vor der Außenfassade für Fassadensanierung und Dachdecker 
usw.). Zu berücksichtigen ist auch, dass im Zuge der Straßenbaumaßnahme Arbeiten am Ge-
bäudesockel der Rosenschule sowie an den Entwässerungsleitungen (Grundleitungen, Falllei-
tungen) von uns evtl. veranlasst werden. Wir benötigen ein Zeitfenster über den Beginn und die 
Dauer der Straßenbaumaßnahme  
 
Infra:  
Die vorhandenen Leitungen sind zu berücksichtigen. Die Gas- und Wasserversorgungsleitung in 
der Rosenstraße wurde in den Jahren 1977 und 1994 verlegt. An diesen Leitungen sind keine 
Arbeiten vorgesehen. Die vorhandene Wasserleitung liegt z. T. unter der geplanten Randsteinli-
nie des Parkstreifens, ist aber tief genug verlegt. Lediglich der Abzweig von der Rosenstraße in 
die Hallemannstraße ist sanierungsbedürftig und wird unmittelbar vor dem Straßenausbau aus-
gewechselt.   
Die Beleuchtungskabel wurden im Zuge der Netzverbesserungsmaßnahme 1998 erneuert. Je-
doch sind die Leuchten und die zugehörigen Überspannungen zu erneuern. Hierfür fallen Kosten 
in Höhe von ca. 35.000 € brutto an.  
Der Baum im Bereich der Einmündung Hallemannstraße steht in unmittelbarer Nähe zur Was-
serhausanschlussleitung. Alle geplanten Baumstandorte, die den Mindestabstand von 2,50 m 
unterschreiten, sind mit Wurzelschutz zu versehen oder zu verschieben. 
 
Infra Verkehrsbetriebe:  
Die infra fürth verkehr gmbh präferiert die vorgeschlagene Variante 1. 
 
Jugendamt:  
Gemessen an den Kriterien zur Kinderfreundlichkeit ist der Variante 1 der Vorzug vor Variante 2 
zu geben. Außerdem entspricht die Variante 1 mit einer Gehwegbreite von 2,75 m eher den Krite-
rien für einen barrierefreien Ausbau.  
 
Pfleger der Geh- und Radwege:  
Die Variante 4 wird empfohlen, da sie mehr Parkplätze bietet, eine Begrünung mit Bäumen mög-
lich ist und nicht die Gefahr besteht, dass der Radfahrstreifen wie in Variante 1 und 2 zugeparkt 
wird. Radfahrer in Fahrtrichtung Hirschenstraße werden nicht übersehen, da auch PKW-Verkehr 
in Gegenrichtung stattfindet. Die Rosenstraße sollte ab der Theaterstraße in Fahrtrichtung Hir-
schenstraße auf Grund der geringen Fahrbahnbreite ein Verbot für LKW über 3,5 Tonnen erhal-
ten. Durch eine Reduzierung der Breite der Parkstreifen auf 1,75 m statt 2,00 m ergeben sich 
jeweils zusätzlich 0,25 m für den Gehweg auf beiden Seiten. 
 
Quartiersmanagement:  
Aus stadtgestalterischen Gründen würden wir die Variante 2 mit der Anlage einer einseitigen 
Baumreihe begrüßen. Zudem wird in diesem Entwurf dem Wunsch nach Stellplätzen im öffentli-
chen Raum besser entsprochen als in Variante 1. Für die Anlage von Hauseingangsbegrünungen 
bitten wir um einen gehwegbündigen Einbau der Pflanzsteine, da diese mit einem Gehwegstein 
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gefahrlos verschlossen werden können, wenn die Eigentümer im Zuge der nach dem Ausbau 
erfolgenden Beteiligung keine Begrünung wünschen. Wir bitten im Zuge des Ausbaus zudem um 
einen Ortstermin mit dem Bauleiter, um die Lage der Pflanzsteine nochmals im Detail (entspre-
chend der Achsensymmetrie der Fassade) festlegen zu können. Die Pläne sollen - sobald sie für 
die Bürgerbeteiligung freigegeben sind - im Schaufenster des Quartiersbüros ausgestellt werden. 
Wir bitten Sie, uns die entsprechenden Pläne dann zur Verfügung zu stellen. 
In der Rosenstraße wären an folgenden Anwesen Hauseingangsbegrünungen denkbar: Haus 
Nrn. 1, 3, 5, 7, 9, 11, 13, 6, 8,10, 12, 14, 22, 24. Wir würden gerne mit den Eigentümern im Vor-
feld abklären, ob sie eine Hauseingangsbegrünung wünschen und wenn ja, wo. 
 
Radverkehrsbeauftragter:  
Für die Rosenstraße sprechen in der Abwägung zwischen Radfahrstreifen und Schutzstreifen die 
Überlegungen zur Sicherheit eindeutig für Schutzstreifen. Der im Querschnitt verfügbare Raum 
von 1,75 m kann dann nämlich markierungstechnisch in 1,25 m Schutzstreifen und 0,50 m Si-
cherheitstrennstreifen zur Parkreihe aufgeteilt werden. Radfahrstreifen müssen hingegen nach 
Nr. 19 VwV-StVO eine Breite von mindestens 1,50 m aufweisen, so dass nur ein 0,25 m breiter 
Sicherheitstrennstreifen markierungstechnisch ausgeprägt werden könnte. Aktueller Stand der 
Wissenschaft zum Verkehrsunfallgeschehen ist jedoch, dass sich öffnende Pkw-Türen von Par-
kern eines der größten innerstädtischen Unfallrisiken für Radfahrer darstellen. Daher sollten Si-
cherheitstrennstreifen mindestens 0,50 m breit sein, woraus sich ergibt, dass beim gewählten 
Querschnitt nur eine 1,25 m breite Markierung für den Radverkehr, also ein Schutzstreifen ver-
bleibt. 
 
Seniorenrat:  
Die Variante 2 wird empfohlen, mit der Änderung, eine Reduzierung der Parkstreifen auf 1,75 m 
statt 2,00 m. Dadurch ergeben sich jeweils zusätzlich 0,25 m für den Gehweg auf beiden Seiten, 
es entsteht eine angemessene Gehwegbreite von 2.25 m. 
 
Stadtentwässerungsbetrieb Fürth:  
In der Rosenstraße befindet sich ein Mischwasserkanal. Bei den geplanten Baumpflanzungen 
muss ein Abstand von mind. 2,50 m zu den vorhandenen Hausanschlüssen eingehalten werden.  
 
Stadtplanungsamt Abteilung Bebauungsplanung:  
Die Variante mit Gegenverkehr wird bevorzugt, da in diesem Fall im Bereich der Einmündungen 
weniger Gefahrensituationen auftreten, als bei reinem Radverkehrsanlagen. Die Fahrbahnbreite 
sollte auf 5,50 m verbreitert werden, damit ein Begegnungsverkehr Lkw/Lkw möglich ist. Auf die 
geplanten Baumpflanzungen sollte keinesfalls verzichtet werden. Das Lichtkonzept der Innen-
stadt sieht vor, dass alle Straßen im Zuge des Ausbaues mit einer Überspannungsbeleuchtung 
ausgestattet werden. Für Fahrradständer sollten aus Gründen der Einheitlichkeit die zuletzt ver-
wendeten Modelle eingesetzt werden.     
 
Straßenverkehrsamt (Zusammenfassung des gemeinsamen Gesprächs zwischen TfA, SVA und 
SpA/Vpl):  
Der Parkdruck ist sehr hoch, bei der Variante 1 würden zu viele Parkplätze entfallen.  
Die Gegenverkehrslösung erfordert eine LSA im Bereich der Einmündung Hirschenstraße und 
muss auf Pkws eingeschränkt werden. Die Durchsetzbarkeit wird bezweifelt. Damit entfällt diese 
Lösung.  
Es ist möglich, die Rosenstraße in die Tempo-30-Zone aufzunehmen, der Beginn kann am Ende 
der Bushaltestelle erfolgen. Derzeit besteht für Radfahrerinnen und Radfahrer in der Hirschen-
straße Richtung Süden Wartepflicht. Deshalb sollte entweder die Rotmarkierung entfallen oder 
der Gehweg vor dem technischen Rathaus im letzten Abschnitt mit einem getrennten Radweg 
umgebaut werden.  
 
 
 
 

13/132



 Seite 6 

Tiefbauamt:  
Variante 1: Die Entwässerung der Verkehrsflächen kommt auf den Versorgungsleitungen zu lie-
gen. Eine Querung der Rosenstraße von der Hallemannstraße sollte zumindest auf einer Seite 
möglich sein (Verzicht auf einen Längsparker auf der Nordseite und Gehwegabsenkung). Aus 
Gründen des Bauablaufs und der Linienführung sind in der Hirschenstraße auch nördlich der 
Einmündung mind. 10 m Anpassung erforderlich. Die Kreuzung Rosenstraße – Theaterstraße ist 
auf der Südseite einschl. Mittelinsel behindertengerecht ausgebaut. Ggf. sollte die Kreuzung ins-
gesamt in die Planung mit einbezogen werden.  
Variante 1a: Die Fahrbahnbreite reicht für den Gegenverkehr Bus/Lkw und Lkw/Lkw nicht aus.   
Variante 2: Die Entwässerung der Verkehrsflächen kommt auf den Versorgungsleitungen zu lie-
gen. Eine Querung der Rosenstraße von der Hallemannstraße sollte zumindest auf einer Seite 
möglich sein (Verzicht auf einen Längsparker auf der Nordseite und Gehwegabsenkung). Aus 
Gründen des Bauablaufs und der Linienführung sind in der Hirschenstraße auch nördlich der 
Einmündung mind. 10 m Anpassung erforderlich. Die Kreuzung Rosenstraße – Theaterstraße ist 
auf der Südseite einschl. Mittelinsel behindertengerecht ausgebaut. Ggf. sollte die Kreuzung ins-
gesamt in die Planung mit einbezogen werden. In Abstimmung mit dem SVA sollte u. U. statt 
Schutzstreifen ein Radfahrstreifen ohne Benutzungspflicht markiert werden.  
Variante 2a: Die Fahrbahnbreite reicht für den Gegenverkehr Bus/Lkw und Lkw/Lkw nicht aus.   
Variante 3 und 4: Die Erfahrungen im Stadtgebiet mit reduzierter Parkstreifenbreite zeigen, dass 
die erforderliche Disziplin beim Einparken nicht gegeben ist. Tatsächlich stünde damit die geplan-
te Fahrbahnbreit  nicht zur Verfügung. Aus Sicht des TfA sollten diese Varianten nicht weiter be-
trachtet werden.  
Die Kosten für die Variante 1 werden auf 524.000 € und für die Variante 2 auf 552.000 € ge-
schätzt. Die aktualisierte Kostenschätzung mit den Einmündungsbereich Theaterstraße beläuft 
sich auf 677.00 €. Im Haushalt sind für 2013 und 2014 nur insgesamt 500.000 € berücksichtigt.  
 
Telekommunikationsleitungen:  
Die vorhandenen Telekommunikationsanlagen sind aus der Anlage ersichtlich. Die Variante 1 
wird aus Platzgründen für die Telekommunikationsanlagen bevorzugt. Ein Abstand von 0,5 m ist 
einzuhalten, für Baumstandorte 2,50 m. Arbeiten sind derzeit nicht vorgesehen. Wir bitten um 
rechtzeitige Abstimmung für evtl. Anpassungsarbeiten. 
 

 

Fürth, 19.12.2012 
Stadtplanungsamt 
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I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Bau- und Werkausschuss 16.01.2013 öffentlich - 

Beschluss 
 

 
 

Kurgartenbrücke, Instandsetzung 2013 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
SpA/131/2013, SpA-Vpl-Hg-198/A275a 

 
 

Anlagen:  
1 Anlage: Kurgartenbrücke, Lage und Verlauf der Stadtgrenze Fürth/Nürnberg, der 
Ausweichroute und der Zulaufstrecken, Maßstab 1:10.000 (DIN A4)  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Vortrag des Baureferenten diente zur Kenntnis. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Planung und Durchführung der Sanierungsarbeiten 
konstruktiv zu begleiten und die Bürgerinnen und Bürger rechtzeitig zu informieren.  
Die Verwaltung wird weiterhin beauftragt, zu untersuchen, ob und wie die von der Stadt Nürnberg 
auf der Kurgartenbrücke geplanten Radverkehrsanlagen in den Zulaufstrecken fortgesetzt 
werden können.  
 
 
Sachverhalt: 
 
Unter Federführung der Autobahndirektion wird derzeit die Instandsetzung der auf Nürnberger 
Stadtgebiet liegenden, jedoch unmittelbar an die Fürther Kurgartenstraße angrenzenden,  
Kurgartenbrücke vorbereitet. Die Sanierung ist für Frühjahr / Sommer 2013 geplant. Derzeit sind 
vier Sperrungsphasen vorgesehen (Stand 12/2012): 
 
Phase 1: 29. April – 26. Mai 2013: Sperrung der westlichen Kappe für Sanierungsgerät,  
Fahrbahn uneingeschränkt, Geh- und Radweg nur auf östlicher Kappe 
 
Phase 2: 10. Juni – 08. Juli 2013: Halbseitige Sperrung (Westseite) mit Ampelregelung, 
gemeinsamer Geh- und Radweg auf der östlichen Kappe  
 
Phase 3: 08. Juli – 31. Juli 2013: Halbseitige Sperrung (Ostseite) mit Ampelregelung, 
gemeinsamer Geh- und Radweg auf der westlichen Kappe 
 
Phase 4: 31. Juli – 08. September 2013 (Sommerferien): Vollsperrung  
 
Mit der Vollsperrung müssen auch die Buslinien 39, 175 und N11 umgeleitet werden.  
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Noch nicht geklärt sind die Auswirkungen auf den Kfz-Verkehr, die sich durch die Sperrungen 
ergeben. Dies sollte aus Sicht der Stadt Fürth noch vom Veranlasser geprüft werden. Die 
städtischen Dienststellen stehen deshalb bereits im regen Kontakt sowohl mit der 
Autobahndirektion als auch mit der Stadt Nürnberg 
 
Der unter der Kurgartenbrücke längs der Pegnitz führende Geh- und Radweg (RegnitzRadweg, 
überregionale Bedeutung) muss während der Baumaßnahme nicht gesperrt werden.  
 
Zustand der Brücke nach der Instandsetzung, Belange des Radverkehrs: 
 
Insgesamt ist im Zuge der Instandsetzung der Kurgartenbrücke lediglich die Beibehaltung des 
derzeitigen Brückenquerschnittes vorgesehen. Der Nürnberger Radwegenetzplan sieht jedoch 
die Schaffung von Radverkehrsanlagen auf der Kurgartenbrücke und in der Herderstraße vor. 
Inwiefern diesem Anliegen im Zuge der jetzt anstehenden Instandsetzung entsprochen werden 
kann, wird von den zuständigen Nürnberger Stellen derzeit noch geprüft. In jedem Falle sollte 
mindestens langfristig mit Radverkehrsanlagen auf der Kurgartenbrücke gerechnet werden. Aus 
diesem Grunde empfiehlt es sich, die Fürther Zulaufstrecken (z. B. Kurgartenstraße, Ludwig-
Quellen-Straße, Höfener Straße, Hans-Böckler-Straße, Kreuzsteinweg) ebenfalls auf die 
Machbarkeit von Radverkehrsanlagen zu untersuchen, um zu einem zusammenhängenden 
Radverkehrsnetz zu gelangen.  
 
  
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 X nein  ja Gesamtkosten       € X nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 X nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Stadtplanungsamt 
 
 
Fürth, 09.01.2013 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Stadtplanungsamt 
Herr Benjamin Hartung 

Telefon: 
(0911) 974-3333 
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S T A D T P L A N U N G S A M T

Kurgartenbrücke, Lage und Verlauf der Stadtgrenze Fürth/Nürnberg, der Ausweichroute
(Adolf-Braun-Straße) und der Zulaufstrecken (Kurgartenstraße, Ludwig-Quellen-Straße,
Höfener Straße, Herderstraße), Maßstab 1:10.000, (C) Stadtplanwerk d. Mfr. Städteachse

Stadtgrenzverlauf

Stadtgrenzverlauf

Kurgartenbrücke. Instandsetzung 2013

NÜRNBERG

FÜRTH

 Stadt Fürth-V-SpA/Vpl-Hg-198-U680
 2013-01-07
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I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Bau- und Werkausschuss 16.01.2013 öffentlich - 

Kenntnisnahme 
 

 
 

Sanierung Ronhofer Brücke - Seeacker Straße über die A 73 (AS Ronhof): Bauablauf, 
Radverkehrsanlagen 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
SpA/130/2013, SpA-Vpl-Hg-130/A274a 

 
 

Anlagen:  
1 Anlage: Vorplanung Markierung, Ergebnis der ergänzenden Instruktion vom 29. Februar 2012,  
Maßstab 1:1000 (Stand 11. Dezember 2012)  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Vortrag des Baureferenten diente zur Kenntnis.  
 

 
Sachverhalt: 
 
Ausgangslage 
Am 14. März 2012 wurde im Bau- und Werkausschuss das Umleitungskonzept zur Sanierung 
der Ronhofer Brücke, Seeackerstraße über die A73, vorgestellt (Vorlage: SpA/063/2012).  
Hauptbestandteile des beschlossenen Umleitungskonzeptes sind zwei Kreisverkehre an den 
beiden Kreuzungen westlich (Kronacher Straße) und östlich (Ronhofer Hauptstraße) der 
Autobahn A 73. Der östliche Kreisverkehr soll auch nach der Umleitung erhalten bleiben.  
Ursprünglich wurde noch von einer Sanierung im Juni bis November 2012 ausgegangen. Kurz 
vor der Ausschreibung der Maßnahme musste die Autobahndirektion das Vorhaben jedoch aus 
Mangel an Haushaltsmitteln stoppen und auf das Jahr 2013 verschieben. 
 
Im Zuge der Sanierung der Ronhofer Brücke wird auch deren Fahrbahndecke vollständig 
ausgetauscht. Dieser Umstand warf die Frage auf, ob die neu herzustellende Markierung 
wieder wie zuvor erfolgen soll, oder ob die relativ kostengünstige Gelegenheit genutzt werden 
soll, Radverkehrsanlagen auf der Fahrbahn zu markieren. Die Fahrbahnbreite erlaubt die 
Anlage von Schutzstreifen. Ein entsprechender Plan wurde am 29. Februar 2012 instruiert und 
stieß auf allgemeine Zustimmung. Die Maßnahmen wurden daher dem BWA in der Sitzung am 
14:03.2012 vorgestellt und beraten. Aufgrund der nun bevorstehenden Sanierung mit 
geänderten Bauzeiten, der abgeschlossenen Instruktion und der in jüngster Zeit kontrovers 
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diskutierten Schutzstreifen sollen die Planungen und der vorgesehene Bauablauf dem BWA 
nochmals zur Kenntnis gegeben werden.  
 
Bauablauf (10.06.2013 bis 06.11.2013) 
Der derzeit (Stand 09.01.2013) vorgesehene Bauablaufplanung sieht eine Vergabe Mitte Mai,  
eine Phase mit Vorbereitungsarbeiten im Juni 2013, die Hauptphase mit den Sanierungs-
arbeiten von Anfang Juli bis Ende Oktober und eine Phase mit Nachbereitungsarbeiten von 
Ende Oktober bis Anfang November 2013 vor.  
 
Im Einzelnen sind folgende Bauphasen vorgesehen: 
 
Phase Von Bis Maßnahme 
Vorphase 1 10.06. 25.06. Rückbau Verkehrsinseln, 

Verlegung Haltestellen, 
Errichtung prov. Kreisverkehre 

Vorphase 2 25.06. 25.06 Sperrung Linkseinbieger AS Ronhof 
(BAB-Ausfahrten) 

Vorphase 3 26.06. 28.06. Rückbau Verkehrsinseln AS Ronhof 
Vorphase 4 29.06. 30.06. Einrichtung 

Baustellenverkehrsführung 
Hauptphase 1.1 30.06. 20.08. Sanierung Brückensüdseite 

(1 Fahrstreifen je Richtung) 
Hauptphase 1.2 24.08 26.08. Teilsperrung AS Ronhof, 1 Fahrstrei-

fen für beide Richtungen mit LSA, 
Fahrbahneinbau Südseite 

Zwischenphase 26.08. 26.08. Umlegung Verkehrsführung auf 
Nordseite 

Hauptphase 2.1 26.08. 21.10. Sanierung Brückennordseite 
(1 Fahrstreifen je Richtung) 

Hauptphase 2.2 19.10. 21.10. Teilsperrung AS Ronhof, 1 Fahrstrei-
fen für beide Richtungen mit LSA, 
Fahrbahneinbau Nordseite 

Nachphase 1 21.10. 22.10. Änderung Verkehrsführung 
Nachphase 2 23.10. 23.10. Rückbau Sperrung Linkseinbieger AS 

Ronhof (BAB-Ausfahrten) 
Nachphase 3 23.10. 06.11. Rückbau prov. Kreisverkehr West, 

Wiederherstellung Verkehrsinseln, 
Rückverlegung Haltstelle 

 
Im Zuge der Erneuerung der Fahrbahndecken auf der Brücke (siehe Hauptphase 1.2 und 2.2) 
müssen auch neue Fahrbahnmarkierungen aufgebracht werden. Dies bietet die Chance, im 
Zuge dieser Maßnahme auch Radverkehrsanlagen in Form von Schutzstreifen zu integrieren. 
Wegen der in letzter Zeit teilweise kontrovers diskutierten Schutzstreifen sollen diese nochmals 
etwas detaillierter erläutert und begründet werden. 
 
Radverkehrsanlagen im Endzustand 
 
Netzkonzeptionelle Bedeutung 
Die Seeackerstraße ist voraussichtlicher Teil der für den Radverkehr geplanten nördlichen 
West-Ost-Tangente, die eine neue Querung der Regnitz zwischen Eigenes Heim und Stadeln 
vorsieht. Die Seeackerstraße zählt in jedem Falle zu den östlichen Zulaufstrecken dieser 
Querung und erhält im geplanten Radverkehrskonzept voraussichtlich den Status einer 
Radroute (Radrouten: Hauptnetz des Radverkehrs).  
 
Die Seeackerstraße ist eine stark befahrene Hauptverkehrsstraße mit Tempo 50. Nach dem 
geltenden Stand der Technik sind Straßen dieser Art mit Radverkehrsanlagen auszustatten 
(siehe u. a. Radverkehrshandbuch Bayern, S. 29 ff., 33 ff., vorgestellt im BWA 19.09.2012, 
Vorlage: SpA/092/2012). Im Brückenbereich sind Radverkehrsanlagen in Form von Radwegen 
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wegen der unzureichenden Breite der kappen nicht möglich, Radfahrstreifen scheiden wegen 
der Beibehaltung der Fahrbahnquerschnitte aus. Die Notwendigkeit von Radverkehrsanlagen 
wird durch mehrere ortspezifische Umstände weiter erhöht:  
 
1. So stellt zum einen der Frankenschnellweg eine Barriere da, die nur punktuell in größeren 
Abständen überhaupt gequert werden kann. Die nächste Querung nördlich besteht erst an der 
Kronacher Brücke (Entfernung 900 m) und südlich am Gewendeweg (Entfernung 500 m).  
 
2. Zudem ist das Verhältnis Kfz/Rad sehr groß, so dass Radfahrer wegen ihres seltenen 
Auftretens besonders leicht übersehen werden können und daher noch mehr schutzbedürftig 
sind, als in Straßen, in denen sie schon alleine durch ihre Anzahl präsenter wirken.  
Nach aktuellen Hochrechnungen aus den Verkehrszählungen von Februar 2012 überqueren im 
Sommer bisher ca. 50 Radfahrer pro Wochentag die Ronhofer Brücke auf der Fahrbahn. Dieser 
niedrige Wert geht aus Sicht des Stadtplanungsamtes auf den starken Kfz-Verkehr und eben 
das Fehlen einer Markierung für die Radler zurück. Erfahrungsgemäß steigt die Nachfrage 
überall dort an, wo Anlagen für Radfahrer geschaffen werden, so dass auch hier dem zur 
Förderung des Radverkehrs üblichen Grundsatz der angebots- statt nachfrageorientierten 
Politik gefolgt werden sollte. Ein messbarer Effekt ist erst in Folge der späteren Weiterführung 
zu erwarten. 
 
3. Drittens sind in Autobahnnähe die Kfz-Geschwindigkeiten oft noch nicht stadtangepasst, so 
dass Schutzstreifen auch der Geschwindigkeitsdämpfung dienen können. Zugleich werden die 
von der „fahrradfreien“ Autobahn kommenden Kfz-Lenker durch die Markierungen daran 
erinnert, dass sie auf der nun befahrenen Seeackerstraße mit Radfahrer rechnen müssen.  
 
Eben letzter Aspekt rechtfertigt auch, die Schutzstreifen jetzt in einem ersten Schritt nur im 
engeren Bereich der Anschlussstelle, d. h. auf einer Länge von ca. 210 Metern, zu markieren 
und die geplante Fortsetzung in beide Richtungen (Ronwaldstraße, Braunsbach) erst zu einem 
späteren Zeitpunkt zu realisieren. Auch diese kurze Maßnahme hat einen eigenständigen Wert 
für die Verkehrssicherheit, da durch den komplexen Bereich der Anschlussstelle hindurch eine 
fahrbahnseitige Radverkehrsführung markiert wird. Auf der freien Strecke, also bis zur jeweils 
nächsten Kreuzung, sind die Verhältnisse übersichtlicher, so dass vertreten werden kann, die 
dortigen Markierungsfortsetzungen erst zu einem späteren Zeitpunkt zu ergänzen.  
 
Bei den Verkehrsteilnehmern könnte dieser Umstand ggf. den Eindruck hervorrufen, die 
Radverkehrsanlagen würden „im Nichts“ enden. Radfahrer können die Seeackerstraße jedoch 
auch im Weiteren  - wie bereits heute - auf der Fahrbahn nutzen. Viel eher wird mit der 
Markierung ein erster Schritt zur Sicherung des Radverkehrs auf der Fahrbahn in Angriff 
genommen. Im Hinblick auf die StVO-Novelle aus dem Herbst 2012 (sie tritt voraussichtlich am  
01.04.2013 in Kraft) erscheint dies nicht zuletzt auch deshalb geboten, da die für Radverkehr 
freigegebenen Gehweg entlang der Seeackerstraße weiterhin nur mit Schrittgeschwindigkeit 
befahren werden dürfen (in der zurückgezogenen StVO-Novelle von 2009 wurde noch eine 
Anhebung der Geschwindigkeit auf Gehwegen angestrebt). Hieraus ergibt sich ein weiterer 
Grund, das zügige Fahren auf der Fahrbahn durch eine Führung über den gesamten Knoten 
durch fahrbahnseitige Radverkehrsanlagen zu sichern. Die Freigabe des Gehweges für die 
langsameren Radfahrer, welche die Fahrbahn nicht benutzen möchten, steht hier nicht zur 
Disposition. Sie soll mindestens so lange erhalten bleiben, bis die Fortsetzungen der 
Markierungen später in beiden Richtungen vollendet werden. 
 
Die Details der Maßnahmen sowie die der Stadt Fürth entstehenden Kosten (z. B. für die 
Deckenbaumaßnahmen einschließlich der erforderlichen Markierungen und der sonstigen 
verkehrtechnischen Einrichtungen) werden nach Abschluss der Vereinbarung mit der 
Autobahndirektion Nordbayern vom Tiefbauamt dem Bau- und Werkausschuss in einer der 
nächsten Sitzungen vorgestellt. 
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Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein X ja Gesamtkosten      ca. 10.000 €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt „Radfahren in Fürth“ 

  nein X ja Hst. 02.5900.9500.0000      Budget-Nr.       im  Vwhh X Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Stadtplanungsamt 
 
 
Fürth, 09.01.2013 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Stadtplanungsamt 
Herr Benjamin Hartung 

Telefon: 
(0911) 974-3333 
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I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Bau- und Werkausschuss 16.01.2013 öffentlich - 

Kenntnisnahme 
 

 
 

Kaiserstraße zwischen Leyher Straße und Karolinenstraße - Baumpflanzungen 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
Lageplan 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Vortrag des Baureferenten diente zur Kenntnis. 
 
Die Verwaltung informiert die Anlieger schriftlich über die geplanten Baumpflanzungen auf der 
Grundlage des beigefügten Planes (Kaiserstraße zwischen Leyher Straße und Karolinenstraße  
SpA Nr. 0483 von Mai 2012/ November 2012). Danach erfolgt eine erneute Bau- und 
Werkausschussvorlage, in der die Baumpflanzungen beschlossen werden sollen.  
 
 
Sachverhalt: 
 
Von Anwohnerinnen und Anwohnern wurde angeregt, in der Kaiserstraße im Abschnitt 
zwischen Leyher Straße und Karolinenstraße Bäume zu pflanzen. Die Finanzierung könnte 
gemäß Aussage des GrfA ggf. über das Ordnungsamt – Ausgleichszahlungen aus der 
Baumschutzverordnung – finanziert werden.  

Im beiliegenden Lageplan wurden nun mögliche Baumstandorte eingetragen, die die Lage der 
vorhandenen Gasleitung berücksichtigen. Zwischen jetzigem Bordstein und Baumscheibe 
verbleibt eine Rinne (Ausführung ähnlich Hans-Böckler-Straße). Die Tiefe der Baumscheiben 
ragt in den jetzigen Fahrbahnbereich und engt ihn ein. Bei der vorhandenen Verkehrsbelastung 
kann der Gegenverkehr ohne Probleme abgewartet werden.  

Die Lösung wurde so gewählt, dass ein späterer Ausbau der Karolinenstraße mit Senkrechtparkern 
auf der Ostseite möglich ist. 
Die Planung wurde im Juni 2012 instruiert und ergab im Wesentlichen folgende Ergebnisse: 
 
Grünflächenamt:  
Die geplanten Baumpflanzungen in der Kaiserstraße werden grundsätzlich begrüßt. Die 
Baumscheibengröße ist für Straßenbäume zu gering bemessen und sollte in der Breite auf 5m 
erweitert werden. Wenn dies nicht möglich ist muss beim Ausbau der Baumscheiben der 
Wurzelraum durch den Einbau von Wurzelgräben in den angrenzenden Gehweg oder 
Parkplatzbereich mit unterbaufähigen durchwurzelbaren Substrat (nach den gültigen FLL 
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Richtlinien) auf eine Mindestgröße von 15m3 erweitert werden. Nur so, kann eine entsprechende 
Entwicklung von Straßenbäumen gewährleistet werden. 
 
Infra:  
Die Wasserversorgungsleitung in der Kaiserstraße ist sanierungsbedürftig und wird in den nächsten 
Jahren spätestens im Zuge eines Straßenausbaus der Kaiserstraße auf eine neue Trasse 
ausgewechselt. Ein ausreichender Abstand zu den bestehenden Leitungen ist einzuhalten.  
  
Ordnungsamt:  
Die Pflanzung der drei Bäume in der Kaiserstraße wird aus naturschutzfachlicher Sicht begrüßt. 
Eine Kostenübernahme aus Mitteln der BSchV kann im Moment nicht zugesichert werden, da das 
OA im Jahr 2013 eine größere Pflanzung plant und dem GrfA bereits ca. 50.000 € für 
Baumpflanzungen zugesichert wurden.   
 
Straßenverkehrsamt:  
o. E.  
 
Tiefbauamt:  
Die Kostenschätzung ergab bei Pflanzinseln > 16 m2 und damit ohne unterirdischen Wurzelgräben 
ca. 13.200 € und bei Pflanzinseln < 16 m2  ca. 14.700 €. Evtl. erforderliche Leitungsschutzmaß-
nahmen wurden nicht berücksichtigt. 
 
Die Lage der vorhandenen Leitungen wurde bei der Planung berücksichtigt. Die Baumscheiben 
wurden geringfügig vergrößert, so dass keine weiteren Stellplätze entfallen. Auf Grund der 
Schleppkurven für Lastzüge ergab sich eine Lageverschiebung der Baumstandorte. Die Verwaltung 
wird beauftragt, die Anlieger mit einem Schreiben über die geplanten Baumpflanzungen zu 
informieren. Erst danach soll der Beschluss über die Ausführung im Bau- und Werkausschuss 
gefasst werden. 
 
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein X ja Gesamtkosten 15-.000 €  nein x ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Stadtplanungsamt 
 
 
Fürth, 08.01.2013 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Stadtplanungsamt 
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I. Vorlage 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Bau- und Werkausschuss 16.01.2013 öffentlich - 

Beschluss 
 

 
 

Antrag auf Baugenehmigung zum Neubau eines Wohnhauses mit Garagen südlich der 
Obermichelbacher Straße; Fl. Nr. 447 Gemarkung Vach 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
V-SpA-PlF-Si 

 
 

Anlagen:  
Luftbild 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Den Ausführungen des Baureferates wird beigetreten. 

2. Der Bauausschuss stellt fest, dass das beantragte Wohngebäude mit einer 
Gesamtwohnfläche von insgesamt 535 m² und einer Nutzfläche von 464 m² 
überdimensioniert ist und nicht mehr eine dem landwirtschaftlichen Betrieb „dienende 
Funktion“ gemäß Baugesetzbuch aufweist. Eine Genehmigungsfähigkeit gem. § 35 (1) 
BauGB kann daher - aufgrund der Dimensionierung des Wohngebäudes - nicht in Aussicht 
gestellt werden.  

 
 
 
Sachverhalt: 
 

Abstimmungsergebnis 
mit Mehrheit bisherige Beratungsfolge Sitzungstermin 

einst. 
angen. abgel. 

Ja- 
Stimmen 

Nein- 
Stimmen 

1 Baubeirat 17.09.2012 X     

2 Baubeirat 26.11.2012 X     

 

Aus planungsrechtlicher Sicht ist der von einem Vacher Landwirt geplante Neubau eines 
Wohnhauses mit Garagen auf dem Grundstück Fl. Nr. 447 Gemarkung Vach wie folgt zu 
beurteilen: 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Fürth ist der fragliche Bereich südlich der 
Obermichelbacher Straße als Grünfläche mit der Zweckbestimmung “Aussiedlerhof“ dargestellt; 
ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan existiert nicht.  

Im Regelfall ist ein Bauvorhaben - soweit es eine auf die betrieblichen Belange eines 
landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebes ausgerichtete dienende Funktion ausübt - gem. § 35 
(1) BauGB privilegiert. 

Ö  8.1
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Insbesondere steht das beantragte Bauvorhaben – das im Zusammenhang mit der Umsiedlung 
eines Schweinemastbetriebes aus dem Ortskern von Vach in den Außenbereich steht -  in 
funktionaler Beziehung zu den bereits vorhandenen landwirtschaftlichen Betriebsgebäuden.  

Hierdurch ist einerseits eine Nähe zu den Schwerpunkten der betrieblichen Abläufe gegeben 
und andererseits wird das geplante Wohnbauvorhaben von den benachbarten 
Betriebsgebäuden äußerlich erkennbar geprägt. Darüber hinaus nimmt die Bebauung nur einen 
untergeordneten Teil der weiter vorhandenen landwirtschaftlichen Betriebsflächen ein.  

Nach der einschlägigen Kommentierung des Baugesetzbuches und der ständigen 
Rechtssprechung muss mit Rücksicht auf den Grundsatz der größtmöglichen Schonung des 
Außenbereichs das Wohngebäude im Verhältnis zum Betrieb angemessen sein. Hierbei ist 
sowohl der angemessene Wohnbedarf des Betriebsinhabers mit zu berücksichtigen als auch 
der Bedarf an Fläche für die dem Betrieb entsprechende Büronutzung, die im Wohnhaus 
untergebracht werden soll. 

Im Antrag auf Baugenehmigung wird hierzu ausgeführt, dass im o. g. Bauvorhaben neben dem 
Betriebsleiter noch die Mutter wohnen soll. Des Weiteren seien für Lehrling, Praktikanten, 
Betriebshelfer und Saisonkräfte weitere 4 Wohnungen im Dachgeschoss zur Unterbringung 
geplant. 

Wohnungen für Landarbeiter auf der Hofstelle können von der o. g. Privilegierung unter der 
Voraussetzung erfasst sein, dass wegen der Art und Größe des Betriebs dauerhaft mit der 
Anstellung einer entsprechenden Zahl von Mitarbeitern des Betriebs gerechnet werden kann.  

Nachdem nach der Kommentierung auch solche Unterkünfte, die als vorübergehende aber 
wiederkehrende Unterkünfte für Saisonarbeiter dienen, von einer Privilegierung erfasst werden 
können, könnten h. E. auch die Lehrlings- und Praktikantenunterkünfte eine dem 
landwirtschaftlichen Betrieb “dienende Funktion“ aufweisen. 

 

Laut Bauantragsformblatt beinhaltet das o. g. Bauvorhaben (umbauter Raum von 3.809 m³) 
eine Gesamtwohnfläche von 535 m²; hinzu kommen Nutzflächen in Höhe von 464 m² 
sowie eine Garage mit 141,51 m² (umbauter Raum von 954 m³). 

Die Wohnflächen werden wie folgt angegeben: 

 eine Hauptwohnung mit 164,97 m², 

 eine Altenteilwohnung mit 105,66 m²,  

 vier Praktikantenwohnungen mit 81,90 m², 76,91 m², 39,06 m² und 35,41 m² 

 sowie ein Gästezimmer mit 31,35 m².  

 

Von Seiten des Baureferates erscheint das beantragte Bauvorhaben - unter Einbeziehung der 
o. g. Kommentierungen zum § 35 (1) BauGB - hinsichtlich der Wohnbauflächen 
überdimensioniert. 

Aus diesem Grund wurde das Bauvorhaben vom Baubeirat in seiner Sitzung am 17.09.2012 
begutachtet und als planungsrechtlich unzulässig erachtet. Dem Bauherrn wurde vom 
Baubeirat jedoch anheimgestellt, durch eine entsprechende Fachbeurteilung des zuständigen 
Amtes für Landwirtschaft nachzuweisen, dass das beantragte Bauvorhaben den Dimensionen 
eines Aussiedlerhofes entspricht. 

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürth (AELF) nimmt wiederum zu dem o. g. 
Bauantrag wie folgt Stellung: „Insgesamt ist die Größe des geplanten Wohnhauses mit einer 
gesamten Wohnfläche von rund 535 m² laut Bauantrag auch unter Berücksichtigung der o. g. 
betrieblichen Veränderungen sehr großzügig bemessen. Laut gemeinsamer Bekanntmachung 
des StMI, StMMELF und STMU vom 10.06.1998 kann eine dienende Funktion z. B. bei 
überdimensionierten Wohngebäuden entfallen. Eine vertiefte Beurteilung der erforderlichen 
Raumbedürfnisse fällt nach Ansicht des AELF in den Zuständigkeitsbereich der Stadt Fürth“. 
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In seiner Sitzung am 26.11.2012 hat sich der Baubeirat ein weiteres Mal mit dem beantragten 
Bauvorhaben befasst. Da der Baubeirat grundsätzlich die Umsiedlung des Schweine-
mastbetriebes aus dem Ortskern von Vach in den Außenbereich befürwortet, hat er die 
Verwaltung beauftragt, mit dem Antragsteller erneut Verhandlungen darüber zu führen, dass die 
beantragte Wohn- und Nutzfläche reduziert wird. 
 
Daraufhin hat der Antragsteller eine Reduzierung des Wohnraumes von seiner Architektin 
einplanen lassen. In der letzten Vorsprache im Stadtplanungsamt wurde jedoch vom Bauherrn 
erklärt, dass eine Reduzierung nicht gewollt sei und von dem ursprünglichen 
Bebauungskonzept nicht abgerückt werde. 
 
Das Baureferat ist jedoch weiterhin der Ansicht, dass auch privilegierte Vorhaben entsprechend 
der in § 35 Abs. 5 Satz 1 BauGB enthaltene Vorgaben in einer flächensparenden, die 
Bodenversiegelung auf das notwendige Maß begrenzenden und den Außenbereich 
schonenden Weise auszuführen sind. 
 
Da der Antragsteller die beantragte Wohn- und Nutzfläche nicht reduziert hat – kann für das 
Bauvorhaben auch keine Genehmigungsfähigkeit gem. § 35 (1) BauGB in Aussicht gestellt 
werden. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

 X nein  ja Gesamtkosten       € X nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Stadtplanungsamt 
 
 
Fürth, 20.12.2012 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Stadtplanungsamt 
Herr Thomas Siegle 
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Anlage 1:   Luftbild (Antrag zum Neubau eines Wohnhauses mit Garage auf dem 
                   Grundstück Fl. Nr. 447 Gem. Vach) 
 

 

●  Standort des geplanten Bauvorhabens 
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I. Vorlage zur Beschlussfassung 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Bau- und Werkausschuss 16.01.2013 öffentlich - 

Beschluss 
 

Stadtrat 23.01.2013 öffentlich - 
Beschluss 

 

 
 

Feststellung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2010 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
 RpA-Bericht über die örtliche Rechnungsprüfung des Jahresabschlusses 2010 beim 

Eigenbetrieb Stadtentwässerung Fürth (StEF) vom 19.04.2012 
 Stellungnahme StEF zum v. g. Bericht vom 13.04.2012 
 Kurzübersicht des RpA zum v. g. Bericht vom 22.06.2012 
 Beschluss des Rechnungsprüfungsausschusses vom 27.07.2012 

 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Werkausschuss empfiehlt dem Stadtrat zu beschließen: 

1. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2010 des Eigenbetriebs Stadtentwässerung 
Fürth wird in der vorliegenden und geprüften Form mit einer Bilanzsumme von EUR 
163.512.551,84 festgestellt. 

2. Vom Jahresüberschuss in Höhe von EUR 1.500.976,69 wird ein Teilbetrag in Höhe von 
EUR 315.800,-- an die Stadt Fürth ausgeschüttet, der dann noch verbleibende Betrag in 
Höhe von EUR 1.185.176,69 ist zur langfristigen Stärkung des Eigenkapitals in die 
Allgemeine Rücklage einzustellen. Offene Forderungen der StEF gegenüber der Stadt 
Fürth werden bei Auszahlung der Ausschüttung in Abzug gebracht.  

3. Die Werkleitung wird entlastet. 
 
 
 
Sachverhalt: 
 
In Art. 103 Abs. 2 GO (Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern) ist i. V. mit § 25 Abs. 3 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Bayern geregelt, dass der Jahresabschluss, der 
Anhang mit Anlagennachweis, die Erfolgsübersicht und der Lagebericht mit der 
Stellungnahme des Werkausschusses dem Stadtrat vorzulegen sind. Die Abschlussprüfung 
und die örtliche Rechnungsprüfung haben dieser Vorlage vorauszugehen. Nach Aufklärung 
etwaiger Unstimmigkeiten stellt der Stadtrat den Jahresabschluss in öffentlicher Sitzung 
alsbald fest. Gleichzeitig beschließt er über die Verwendung des Jahresüberschusses oder 
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die Behandlung des Jahresfehlbetrages. Weiterhin ist über die Entlastung der Werkleitung 
zu beschließen. 
 
Der Bau- und Werkausschuss hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2010 des 
Eigenbetriebs Stadtentwässerung Fürth in seiner Sitzung am 12.10.2011 zur Kenntnis 
genommen. In dieser Sitzung ist dem Bau- und Werkausschuss auch der Bericht der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Heilmaier & Partner GmbH über die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichtes zum 31. Dezember 2010 zur Verfügung gestellt 
worden. 
 
Der Bericht des Rechnungsprüfungsamtes über die örtliche Rechnungsprüfung des 
Jahresabschlusses 2010 vom 19.04.2012 (siehe Anlage) ist in der Sitzung des 
Rechnungsprüfungsausschusses vom 27.07.2012 beraten worden. 
 
Der Jahresabschluss 2010 ist nun vom Stadtrat endgültig festzustellen. Gemäß § 5 Abs. 3 
Nr. 9 der Betriebssatzung der Stadtentwässerung Fürth fällt es in die Zuständigkeit des 
Bau- und Werkausschusses dem Stadtrat einen Vorschlag für die Feststellung des 
Jahresergebnisses, die Behandlung des Ergebnisses und die Entlastung der Werkleitung 
vorzulegen. 
 
Für die Teilausschüttung wurde ein Betrag in Höhe von EUR 315.800,-- – in Anlehnung an 
eine angemessene Eigenkapitalverzinsung – errechnet. 
 
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Wirtschaftsplan 
 nein  ja Konto Invest.-Nr. im  Invest.-Plan  Erfolgsplan

 nein  ja Konto Invest.-Nr. im  Invest.-Plan  Erfolgsplan

 nein  ja Konto Invest.-Nr. im  Invest.-Plan  Erfolgsplan
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

      

 
 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Stadtentwässerung Fürth 
 
 
Fürth, 08.01.2013 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Werkleitung Stadtentwässerung Fürth 
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I. Vorlage zur Beschlussfassung 
 
 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 
Bau- und Werkausschuss 16.01.2013 öffentlich - 

Beschluss 
 

 
 

Jahresabschluss der Stadtentwässerung Fürth für das Wirtschaftsjahr 2011 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  
Bericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner GmbH über die Prüfung des 
Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2011 und des Lageberichts zum  
31. Dezember 2011 der StEF. Liegt in der Sitzung auf.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Werkausschuss nimmt den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2011 und den 
Lagebericht zum 31. Dezember 2011 der Stadtentwässerung Fürth zur Kenntnis. 
 
Der Jahresabschluss wird zur Weiterbehandlung an das RpA verwiesen.  
 

 
Sachverhalt: 
 
In § 25 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung für das Land Bayern ist geregelt, dass der 
Jahresabschluss, der Anhang mit Anlagennachweis, die Erfolgsübersicht und der 
Lagebericht mit der Stellungnahme des Werkausschusses dem Gemeinderat vorzulegen 
sind. Die Abschlussprüfung und die örtliche Rechnungsprüfung haben dieser Vorlage 
vorauszugehen. Nach Aufklärung etwaiger Unstimmigkeiten stellt der Gemeinderat den 
Jahresabschluss in öffentlicher Sitzung alsbald fest. Gleichzeitig beschließt er über die 
Verwendung des Jahresüberschusses oder die Behandlung des Jahresfehlbetrages. 
 
Der Bericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner GmbH über die 
Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2011 und des Lageberichts zum 31. 
Dezember 2011 wird dem Werkausschuss zur Verfügung gestellt. 
 
Im nächsten Schritt wird das Rechnungsprüfungsamt seinen Bericht über die örtliche 
Rechnungsprüfung des Jahresabschlusses 2011 vorlegen, der im Rechnungsprüfungs-
ausschuss beraten wird. Anschließend muss der Werkausschuss dem Stadtrat einen 
Vorschlag zur Feststellung des Jahresabschlusses 2011 und zur Behandlung des 
Ergebnisses vorlegen. Auch ist über die Entlastung der Werkleitung zu beschließen. 
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Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Wirtschaftsplan 
 nein  ja Konto Invest.-Nr. Im  Invest.-Plan  Erfolgsplan

 nein  ja Konto Invest.-Nr. Im  Invest.-Plan  Erfolgsplan

 nein  ja Konto Invest.-Nr. Im  Invest.-Plan  Erfolgsplan
wenn nein, Deckungsvorschlag:  

      

 
 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Stadtentwässerung Fürth 
 
 
Fürth, 09.01.2013 
 
 
 
 
   __________________________ 
 

Unterschrift der Werkleitung Stadtentwässerung Fürth 
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